Protokoll

Nr. X111/16/2022

der offentlichen Sitzung des Bauausschusses

vom Donnerstag, dem 15.09.2022

Sitzungsbeginn:  19:30 Uhr
Sitzungsende: 20:45 Uhr

I. Vorsitzende (stellvertretend)
Eisenkolb, Anke
Il. Die weiteren Ausschussmitglieder

Strutz, Birger vertritt Loffler, Guntram
Gemander, Reinhard

Jager, Thomas

Komma, Nicole

Linden, Cornelius

Siats, Glnter

Topperwien, Bernd vertritt Hoser, Roland
von der Schmitt, Christian

lll. Von der Stadtverordnetenversammlung

Bellino, Holger
Kraft, Uwe

Kulp, Kevin
Moses, Andreas
Scheer, Cornelia
Schirner, Regina
Ziegele, Stefan
Zunke, Sandra

IV. Vom Magistrat
Pauli, Thomas
Dr. Goébel, Jirgen

Planz, Sascha

V. Von den Beiraten

VL. Von der Verwaltung

VII. Als Gaste
Homm, Josef AG Siedlungsentwicklung
Mulfinger, Jonas AG Siedlungsentwicklung

VIII. Schriftfiihrerin

Corell, Sarah



Die Vorsitzende eroffnet die Sitzung. Sie stellt die OrdnungsmaRigkeit der Ladung sowie die
Beschlussfahigkeit fest. Gegen die Tagesordnung erheben sich keine Einwande. Sie wird wie folgt erledigt:

1. Genehmigung des Beschluss-Protokolls Nr. XIll/15/2022 i{iber die Sitzung des
Bauausschusses am 07.07.2022

Christian von der Schmitt merkt fir den heute nicht anwesenden Hans-Peter Fleischer an, dass unter TOP
2.1 die Aussage fehlt, dass Herr Fleischer ebenfalls bemangelt habe, dass die Stadtverordneten kein
Stimmrecht haben.

Beschluss

Es wird beschlossen, das Beschluss-Protokoll Nr. Xll1/15/2022 (ber die Sitzung des Bauausschusses am
07.07.2022 zu genehmigen.

Beratungsergebnis: 6 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 3 Stimmenthaltung(en)

2, Beratungspunkte

21 Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes "BahnhofstraBe / BreitestraBe /
TaunusstraBe” Teilbereich Siid

Vorlage: 151/2022

Vor Ort schauen sich die Bauausschussmitglieder die Situation an. Danach wird die Beratung im Birgerhaus
fortgesetzt.

Uwe Kraft fasst die aktuelle Situation zusammen und schlégt vor, dass die Antragssteller erneut eine Befreiung
beantragen, welche der Magistrat befuirworten solle. Eine Bebauungsplananderung koste zu viel Geld.

Sarah Corell weist darauf hin, dass bereits ein Befreiungsantrag abgelehnt wurde und ein jetzt positiver
Beschluss des Magistrats, nach Riicksprache mit dem HSGB, rechtswidrig sei.

Andreas Moses stimmt Herrn Kraft zu, es sei nicht moglich die Festsetzung des Bebauungsplanes
durchzusetzen, es misse eine pragmatische Losung gefunden werden. Ein Bebauungsplan koste Geld,
weshalb er sich ebenfalls fiir eine Befreiung ausspreche. Die Verwaltung solle Kontakt mit der
Bauaufsichtsbehérde aufnehmen, er wisse aus anderen Fallen, dass bei kleinen Anderungen in der Planung,
der Magistrat anders entschieden habe und somit doch noch Genehmigungen ausgestellt werden konnten.

Sarah Corell erlautert, dass es sich in diesem Fall um eine isolierte Befreiung handele und somit die
Bauaufsichtsbehérde nicht involviert sei und der Befreiungsbescheid von der Stadt Neu-Anspach ausgestellt
werde. Bei einer veranderten Planung sei ein neuer Antrag mit ggf. positiven Beschluss mdéglich. Allerdings
mdchte der Antragssteller keine Veranderungen vornehmen.

Kevin Kulp stimmt Frau Corell zu. Bei Befreiungsentscheidungen gebe es keine Gleichbehandlung im Unrecht.
Er empfiehlt den Antragsstellern nicht weiter zu verfahren, da eine Beseitigungsverfliigung seitens der
Bauaufsichtsbehorde sehr unwahrscheinlich sei, da in diesem Falle die Gleichbehandlung wiederum zahlen
musse. Er mochte kein Geld der Steuerzahler in die Hand nehmen, um einen Bebauungsplan zu andern,
wodurch Einzelinteressen durchgesetzt werden.

Holger Bellinio flihrt aus, dass er bedauere, dass der Magistrat die Entscheidung getroffen habe der Befreiung
nicht zuzustimmen. Der Grundweg sei eine Flaniermeile und eine sichtundurchlassige Einfriedung sei
verstandlich, damit man in Ruhe im Garten sitzen mdchte. Er verstehe die Aussage nicht, dass eine neue
Entscheidung des Magistrats nicht méglich sei. Der Magistrat kdnne doch schlauer werden. Viele andere
Grundstiicksbesitzer haben dasselbe Problem.

Bernd Topperwien schlagt vor, dass die Stadt selbst einen Befreiungsantrag stellen kénne, da die Hecke
ebenfalls zu hoch sei.

Sandra Zunke legt der Verwaltung nahe, nochmal ein Gesprach mit dem Antragssteller zu flhren.



Uwe Kraft akzeptiert ebenfalls die Aussage des HSGB's nicht. Der Magistrat kdbnne den alten Beschluss
aufheben und dann neu beschliel3en. Dies kdénne die Stadtverordnetenversammlung entscheiden und dann
sei es eine Bindung, an die der Magistrat sich halten misse.

Anke Eisenkolb fragt, welche Lésung die Verwaltung préaferiere.

Birgermeister Thomas Pauli fuhrt aus, dass er prifen lassen mochte, ob eine Rlcknahme des
Verwaltungsaktes moglich sei.

Andreas Moses erlautert, dass es sich hierbei um einen beglnstigten Verwaltungsakt handele und nicht um
einen belastenden Verwaltungsakt. Er schlagt vor, die Vorlage an den Magistrat zurlickzuweisen, mit der
Mafgabe eine Befreiung fir den Tatbestand auszusprechen bzw. eine andere Lésung zu finden, ohne eine
Bebauungsplananderung durchzufiihren.

Holger Bellino regt ebenfalls an, den Magistrat zu beauftragen, eine Lésung im Sinne der Anwohner zu suchen.

Andreas Moses beantragt die Vorlage an den Magistrat zurlickzuweisen, mit dem Auftrag eine
einvernehmliche Lésung im Sinne der Anwohner zu finden, welche mdglichst kostenneutral ist.

Die Ausschussvorsitzende lasst Uber den Antrag von Herrn Moses abstimmen.

Beschluss:

Es wird beschlossen, die Vorlage an den Magistrat zuriickzuweisen, mit dem Auftrag eine einvernehmliche
Lésung im Sinne der Anwohner zu finden, welche mdglichst kostenneutral ist.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

22 2022 - 08 Entwicklung Gewerbegebiet Wenzenholz
1. Antrag auf Zielabweichung vom Regionalplan Siidhessen (2010) gemaR § 8 Abs. 2
HLPG
2. Antrag auf Anderung Regionaler Flachennutzungsplan

3. Aufstellungsbeschluss gemiaR § 2 Abs. 1 BauGB
Vorlage: 246/2022

Andreas Moses beantragt zum Beginn des Tagesordnungspunktes, diesen und den Tagesordnungspunkt 2.3
zusammen zu beraten.

Zur besseren Ubersichtlichkeit wird die Protokollierung unter diesem Tagesordnungspunkt vorgenommen.
Regina Schirner berichtet Uber die Beschllsse, welche im Umweltausschuss gefasst wurden.

Andreas Moses findet die Beschliisse im Umweltausschuss verniinftig, auch, dass eine gréRere Flache beim
Regionalverband beantragt werden soll, als im Moment konkret bendtigt werde. Wenn es jedoch Probleme
bei einer anzumeldenden Flache geben kdnnte, beantragt er, den Magistrat zu ermachtigen sich zunachst nur
auf die Erweiterungsflache, Flurstlick 171, von den Firmen Adam Hall und Gudeco zu konzentrieren.

Birgermeister Thomas Pauli versichert bei Veranderungen oder Problemen im Bauausschuss zu berichten.

Birger Strutz beantragt, dass die Verwaltung Gesprache mit den anderen Flacheneigentimern aufnehmen
solle.

Die Ausschussvorsitzende Anke Eisenkolb bringt die Vorlage 246/2022 gemeinsam mit den Ergdnzungen aus
dem Umweltausschuss und den Antragen von Andreas Moses und Birger Strutz zur Abstimmung.

Beschluss:

Es wird beschlossen,



1. beim Regierungsprasidium Darmstadt einen Antrag auf Zielabweichung vom Regionalplan
Sudhessen (2010) geman § 8 Abs. 2 HLPG fiir die Ausweisung eines Gewerbegebietes Wenzenholz
1. BA sowie Wohn- bzw. Mischgebiet zu stellen, um im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens im ersten
Schritt ein Gewerbegebiet i.S. § 8 BauNVO ausweisen zu dirfen sowie das Gebiet in weiteren
Schritten entwickeln zu kénnen.

2. beim Regionalverband Frankfurt RheinMain einen Antrag auf Anderung des Regionalen
Flachennutzungsplanes (RegFNP) 2010 fir den Bereich des geplanten Gewerbegebietes
Wenzenholz 1. BA sowie den weiteren Flachen, die im Stadtentwicklungskonzept beschlossen
wurden, zu stellen.

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung soll entsprechend eine ,Gewerbliche Bauflache® sowie
~Wohnbauflache® bzw. ,Gemischte Bauflache® ausgewiesen werden.

3. beim Regionalverband Frankfurt RheinMain einen Antrag auf Ausnahme vom Flachenausgleich zu
stellen.

4. den Bebauungsplan Gewerbegebiet Wenzenholz 1.BA, Stadtteil Anspach gemafl § 2 Abs. 1 BauGB
aufzustellen.
Der Geltungsbereich umfasst das Grundstiick Gemarkung Anspach Flur 7 Flurstiick 171.
Planziel ist die die Ausweisung eines Gewerbegebietes i.S. § 8 BauNVO.

Erganzend wird beschlossen, die beim Regionalverband und beim Regierungsprasidium Darmstadt
anzumeldenden Flachen, wie folgt zu andern: Die Flurstiicke 139/1, 139/3 (teilweise) und 139/5 (teilweise)
nicht, wie im Stadtentwicklungskonzept vorgesehen, als Gewerbeflachen anzumelden, sondern als Wohn-
oder Mischgebietsflachen und als Ausgleich dafir die Flurstiicke 135, 136 und 137 zusatzlich als
Gewerbeflache anzumelden.

Zudem wird beschlossen, dass schnellstens eine Blrgerinformationsveranstaltung durchzufiihren ist, um die
Bevolkerung friihzeitig mitzunehmen. Mit dem weiteren Planungsstand sollen auch weitere
Birgerinformationsveranstaltungen durchgefiihrt werden.

Der Magistrat wird ermachtigt, bei unvorhergesehenen Problemen bei der Entwicklung der betroffenen
Flachen, sich zunachst nur auf die Erweiterungsflache, Flurstiick 171, von den Firmen Adam Hall GmbH und
Gudeco GmbH zu konzentrieren. Auch sollen Gesprache mit den Eigentimern der bendétigten Flachen
aufgenommen werden.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

23 2022 - 08 Entwicklung Gewerbegebiet Wenzenholz
Eckdaten fiir den Bebauungsplan

Vorlage: 247/2022

Zur besseren Ubersichtlichkeit wird die Protokollierung unter dem Tagesordnungspunkt 2.2 vorgenommen.
Ausschussvorsitzende Anke Eisenkolb bringt die Vorlage 247/2022 zur Abstimmung.

Beschluss:

Es wird beschlossen, folgenden Eckdaten / Festsetzungen fiir die Flachen (zusammen ca. 35.000 m?) der
Unternehmen Adam Hall GmbH und Gudeco GmbH zuzustimmen:

maximale Gebaudehdhe 20 m

GRZ 0,5

Ausschluss von Verbrennung fossiler Brennstoffe

Anlagen zur Erzeugung, Speicherung und Nutzung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren
Energien sind im Plangebiet zulassig und erwlnscht

mindestens 50 % der Dachflachen der Gebaude sind mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der
einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten

PN

o



Die genauen Festsetzungen der restlichen bebaubaren Flachen werden im Bauleitplanverfahren festgelegt.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

3. Mitteilungen des Magistrats

3.1 Energiekostenzuschlag fiir Entsorgungsleistungen auf dem Baubetriebshof und
Preiserhohungen von Jahresleistungsverzeichnissen der StraBenunterhaltung
aufgrund aktueller Preissteigerungen

Vorlage: 217/2022

Mit einem Kundeninformationsschreiben vom 17.03.2022 (eingegangen bei uns am 17.05.2022) hat der
Entsorger Boérdner mitgeteilt, flr die logistische Durchfihrung seiner Dienstleistung einen
Energiekostenzuschlag pro Anfahrt aufgrund der massiven Dieselpreisentwicklung zu erheben. Dies betrifft
bei der Stadt die Anfahrten flr den Container-Wechsel und/oder die Abholung von Abféllen aus Containern
beim Baubetriebshof. Die Erhebung erfolgte ab dem 01.04.2022.

Die Hohe des Zuschlags richtet sich nach der Behaltergruppe. Des Weiteren behalt sich der Entsorger vor, je
nach weiterer Dieselpreisentwicklung diese Preise erneut anzupassen. Die Preise fir Transport und
Verwertung bleiben unverandert. Das vorgenannte Schreiben ist dieser Mitteilung beigefiigt.

Fir einen Teil der Container flief3en diese Entsorgungs- und Energiekosten in die Abfallgebiihrenkalkulation
ein. Der kommunale Abfallentsorgungsauftrag ist derzeit von Zuschlagen o0.a. nicht betroffen.

An den Hessischen Stadte- und Gemeindebund (HSGB) wurde die Anfrage gestellt, inwieweit die Abrechnung
solcher Kostenzuschlage bei laufenden Vertragen zu akzeptieren ist. Gleichzeitig wurde abgeklart, ob die
derzeitige Vorgehensweise der Verwaltung bei Preiserh6hungen von Jahresleistungsverzeichnissen der
Stralenunterhaltung (siehe Mitteilung Nr. XI11/95/2022) rechtlich umsetzbar ist.

Mit Schreiben vom 24.06.2022 hat der HSGB seine Stellungnahme dazu abgegeben. Das Schreiben ist dieser
Mitteilung ebenfalls beigefugt.

Die Firma Bordner wurde aufgefordert, flir die festgesetzten Pauschalzuschlage prifbare
Nachweise/Kalkulationen vorzulegen. Gleichzeitig wurde dem Entsorger in einem personlichen Gesprach
mitgeteilt, dass bis zu einer abschlieRenden Priifung die Energiekostenzuschlage nicht gezahlt werden. Wenn
die erhobenen Zuschlage nachvollziehbar sind und rechtmaRig angefordert werden kdénnen, werden sie
entsprechend nachgezahlt.

Bezuglich der Erhdhung bei den Jahresleistungsverzeichnissen fir die Stralenunterhaltung bestehen geman
HSGB keine Bedenken zu der aktuellen Verfahrensweise der Verwaltung. Der Hinweis zur
Gesamtpreiserhdhung von Uber 20 % kann nicht umgesetzt werden, da die Abrechnungen der Leistungen
jeweils als Schlussrechnung zu sehen sind. Eine Hochrechnung der Abrechnungssummen ist ebenfalls nicht
moglich, da es z.B. nicht abzusehen ist, ob 5 Hausanschlisse oder 25 ausgefiihrt werden mussen.

3.2 Mitteilung Auftragserweiterung der Vergabe von Fachingenieurleistungen
Vorlage: 229/2022

Gemal Vorlage 205/2022, wurde das Ingenieurbiro Plplus mit den Fachingenieurleistungen zwischenzeitlich
beauftragt. Im Zeitraum von Erstellung Vorlage, Beschlussfassung und Beauftragung, fand eine Ortsbegehung
im Hochtaunusstift statt

Im Zuge dieses Termins wurde auch die Hausanschlussleitungen KITA (Wasser und Gas) Uberprift, die sich
im Gebaude des Hochtaunusstiftest befinden.

Es wurde festgestellt, dass im Hochtaunusstift kein ausreichender Wasserdurchsatz stattfindet und die
Wasserhausanschlussleitung somit aktuell Gberdimensioniert ist.

Da aktuell niemand zum Fortbestand oder einer Nutzung des Altenstiftes eine Aussage treffen kann, besteht
hier dringender Handlungsbedar.



Von Seiten der Verwaltung wurde das Ing. Plplus uber einen Nachtrag zum Auftrag Ringschluss FFW Rod am
Berg mit dieser Planung beauftragt.

Die Planung hat ergeben, dass auch hier ein Ringschluss zwischen ,Raiffeisenstrale und Ober dem
Pfarrdriesch® die optimalste Losung ist.

Die Stadt spart durch eine Nachbeauftragung bei den Fachingenieurleistungen ca. 5.000 EUR und erhofft sich
nochmals eine Einsparung, wenn beide Wasserleitungsringschlisse in einem Leistungsverzeichnis
ausgeschrieben werden.

Eine Beauftragung der Bauarbeiten erfolgt nach durchgeflihrter o6ffentlicher Ausschreibung, durch den
Magistrat.

Veranschlagt wurden im HH2022 auf der Investivnummer 533-04 gesamt 400.000 €, fir Erneuerung
Ortsnetzanlagen, diese sind durch Gebuhren gedeckt.

4. Anfragen und Anregungen

Keine
gez. Anke Eisenkolb gez. Sarah Corell
stellvertretende Ausschussvorsitzende Schriftfihrerin



	Dokumente
	Öffentliche Niederschrift 15.09.2022 Bauausschuss  (exportiert: 06.10.2022)


